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Bezugspreis djirch die Post vierteljährlich 5 Mk. Einzel¬

nummer 2Mk. - Anzeigen werde« nicht a;:!getiokimen.

Die Entrechtung
der bayerischen KassenangesteUten.

Sowohl von unseren gegnerischen Organisationen als auch

von Regierungsstellen wird gelegentlich auf dio Besoldungs-

rcgehing fiir die Kasscnangestellttn in Bayern hingewiesen und

sie geradezu als Musterbeispiel für andere Bundesstaaten hin¬

gestellt. Wer die tatsächlichen Verhaltnisse in Bayern kennt,

ist anderer Meinang; es kann gar nicht genug davor gewannt
werden, das bayerische Vorbild nachzuahmen. Pie Polgen wären

sowohl iür die Kassen, als Stich iür dic Angestellten außerordeat-
eh betrüblich, denn in Bayern ist das Selbstverwaltungsrecht
m den wichtigsten Fragen des Anstellungsverhältnisses so gut

nie beseitigt und wesentliche Funktionen des Kassenvorstandes
in die Hände der Versicherungsbehörden gelegt.

Unsere bayerischen Kollegen sind mit den bayerischen Be¬

hörden ia Verhandlungen getreten in dem guten (Hauben, daß

das, was iu mündlichen Besprechungen als Vereinbarung niederg¬

elegt worden ist. nunmehr für beide Teile bindend sei und daß

'ie Behörden sich für die Durchführung ihrer eigenen Vorschläge

ach Kräften einsetzen werden. Wir haben bereits früher an

dieser Stelle nachgewiesen« daß In vielen Fällen die Besoldung

j Kollegen nicht irn Sinne der Vereinbarungen vorgenommen

norden ist. Auf Einzelfälle einzugehen, wollen wir uns beute

versagen, es soll vielmehr Aufgabe dieser Ausführungen sein.

üe Ansführungsverordmingen der Regierung zu den verschieden¬

sten Vereinbarungen zu beleuchten und einer rechtlichen Würdi¬

gung zu unterziehen. Hier ist zunächst als bedauernswertestes

Aoment festsustelllen, dafi die Regierung diese Ausführungsvor¬
schriften in den Besprechungen nicht zur Debatte gestellt, Son¬

era« ohne die beteiligten Kreise vorher zu hören, veröffentlicht

hat. Diese Ansführnngsvorschriften, an die naturgemäß die Ober¬

versicherungsämter gebunden sind. Stellte die Kassenvorstande

und Angestellten stets vor neue Ueberraschungen, weil sie rcgel-

äßig eine Verschlechterung der getroffenen Vereinbarung und

eine weitere Einengung des Selbstverwaltungsrechtes der Kassen

brachten.

In den Verhandlungen vom 26. Juli 1920 war eine Verein¬

barung Über die Gruppierung der KassenangesteUten ia An-

lang au die Besoldungsordnung der Staatsbeamten zustande

:ekommen. Die Vertreter der beteiligten Organisationen gingen

auseinander in d^r selbstverständlichen Annahme, daO die Kassen

nnmehr nichts weiter zu tun hätten« als die Dienstordnung zu

andern. Im Anschluß daran könne die Eingruppierung der An¬

stellten durch oten Kassenvorstand erfolgen. Aber man hatte

e Rechnung ohne das bayerische Sozialministeriiun gemacht
Das Ministerium ordnete Vielmehr in der Entschließung vom

2. August 192J0 unter Abschnitt BL 1« an:

Sämtliche Maßnahmen« welche die Kassenvorstände in

Durchführung der Ueberleitung und Angle -innig treffen, -

Aenderungen der Dienstordnungen. Hierzu gehört also nicht

iur die Gruppenzuweisung, sondern auch die Feststellung des

BesoldungsdienstalterSi die Ausführung der Ueberleitung usw.

xUc diese Maßnahmen müssen in dem Verfahren zur Durch-

hrung gelangen, das die RVO. vo reibt. ; \u-

hörung der volljähriger: Angestellten bzw. d riebsrates

nter beschlußmäßiger Vorbescheidung des Kassen> Standes

I Zustimmung des Kassenausschusses i ' les

Oberversicherungsamtes.
m

Am 2\. März 1922 fanden neue Verhandlungen
^ozialministerium statt die zum Ziele hatten, eine bessere

uppenzuU ng der Angesteliten in Anlehnung an de Stellen¬

der Staatsbeamten herbeizuführen. Dabei wurde für die

»ßeren Kassen ein St< nverteilungsschliissel gefunden, der

• einzelnen Kassen eine bestimmte Anzahl S eilen in den c -

zelnen Gruppen garantiert, wodurch den Angestellten ein gewis¬
ser Aufstieg in höhere Gruppen gewährleistet werden sollte. Es
I e hte v. .hl bei allen Vertretern Uc e : nsti nmung darübe

daß für die Besetzung der Steilen das dienstliche Bedürfnis maß¬

gebend sei und daß die Entscheidung hierüber in den Händen

des Kassenvorstandes liegt, ferner daß die Oberversiclierungs¬

ämter. die an den Verhandlungen teilnahmen, an die Richtlinien
gebunden sind und einem Besoldungsplan nicht die Genehmigung

versagen dürfen« der sich in den Grenzen der Vereinbarungen

bewegte. Die Vertreter gingen wiederum nach Hause in der

sicheren Annahme, etwas für dic Angestellten geschaffen zu

haben, das allen Auslegungsküusten widersteht. Aber prompt

funktionierte wieder der Bremshebel der Staatsmaschinerie und

mit einem Federstrich beseitigte das Ministerium den Kernpunkt
der Vereinbarungen, indem es mit Entschließung von 3. April

1922. Ziffer II, 6, anordnete:

Fs erscheint notwendig, den Stellenverteüungsschlüssel
wie seine tatsächliche Ausführung in die Dienstordnung um¬

zunehmen. S§ 352. 353. 355 RVO. Der Würdigung des Ober¬

versicherungsamts gemäß S 355 RVO. bleibt auch hierbei unter¬

stellt, ob Zahl oder Besoldung der Angesteliten in einem ent¬

sprechenden Verhältnis zu ihren Aufgaben stehen.

Mit dieser Anweisung stellt sich das Ministerium wieder

außerhalb der Vereinbarungen und überlaßt es der Würdigung
der Oberversiclierungsämter. welche Stellen uud wieviel sie den

Kassen genehmigen wollen. Es ist doch ganz Klar, daß es der

Zweck der Vereinbarungen war. Ihnen eine gewisse Bindung
aufzuerlegen« und wenn das Sozialministerium diese Bindung

nachträglich wieder aufhebt, so braucht es sich nicht zu wundern«

wenn das Vertrauen der Angestellten in .lie Rcmei^i^gs^i;!!?!!
eine starke Erschütterung erfahren hat Die Rcgietfmg !:'_u:i

sich auch nicht damit entschuldigen, daß sie das Recht der Obcr-

versicherungsämter nach B 355 RVO. nicht beseitigen könne.

Demgegenüber muß darauf hingewiesen werden, daß die Regie¬

rung sich nicht gescheut hat wesentliche Rechte der* Kassett-

angestellten und der Kassenvorstände im Verordn »wege zu

beseitigen.
Was hat es denn zu bedeuten« wenn dfe Regierung vor-

schreibt dafl der Stellenverteüungsschlüssel und selige tatsäch¬

liche Anwendung in die Dienstordnung aufzunehmen sind. Nichts

anderes« als daß sich das Oberversicherungsamt auch die Kon¬

trolle über das Beförderungsrecht und die Ge migttng für Be¬

förderungen vorbehält. Je Jer Kenner des Angestelltenrechtes

wird sagen, das ist unmöglich. Pur Bayern gibt es kein Un¬

möglich. Die Oberversicherungsämter nissen sich zu helfen.

Obwohl die RVO. vorschrc 4. dafl die Dienstordnung einen

Besoldnngsplan enthält, w sn die Oberversicherungsämter

in Bayern zwei Bcsold plane, mil deren Hilfe sie fir un¬

gesetzliches Verfahren durchse Ben, l>e: t ite Besoldungsplan

wird < eleitel mil den Worten: J können angestellt

werden", und enthält die nach dem ven »arten Stellenver-

gaachlüssel zugclas e Höchstzahl der Steifen. Der zweite

Plan beginnt mit den V ,.Fs werden ang< l*\ ei

enthält die en m \ [en vom 0 he-

rungsamt gekürzte . Will nun eine K'isse c

Stelle i dem ersten Plan I m:d einen Angc t«

befördern, dann tt die D »tordnuns geändert und die

Üenehmigun tk Oberversicherungsamts ei
.

lolt werden.

Damit ist dem Kassenvorstand das Beförderui brecht
.

rnmen

und indirekt in Hände der B ' i :t Damfl al>er nicht

die Regierung überträgt auch den Oberv< rungs-

ämtern die Qruppenzuweisung, die Ueberleitung eines f\ngc-

jllten in ei»e andere B lung .
Fest ig des Be-

ildungsaienstaiters und dic \ :hnung von Dien ren. D\

sind es Dinge, die nicht d.e Gesamtheit, sondern nur den

. -zelne.! Angi i betr *

en, also zum Vollzüge der Dienst-

Inung gehören. Es I >bl k< -
•
dal

r \ llz ^ cer Dienstordm i •
Hände des

Ka s is zt i 5 349 RVO, b mmt ausdrück¬

lich, da!] die Stellen der I I Am n durch den

KassenvorstL*1 besetzt v. en. I unveräi ier Bestand-

i der Steihufresi 2 ist ns Rcicc er Be*
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long. In Begi 164 W 3! I RVO.l dt !
-

v. --f. der RVO. Ist si
- :h gesagt daß den ; >r-

n bei Ans!. es % ei freie Hs ge'ai

werden •).
v

ch I 61 RVO. » ien die f l herui - i ch

i \ - >es Itc der Rc ebsver-

ber vi h ! e Pi I und Ufsic

I v. r.
N • n d e i i -

i
iß $ «V>5 R\ 0 und als höhere

e entsche i e aach fi 85« RVO. über Bc-

len in 1 i es Versiehe is in

i eiten ans m D >rhältniS der Angestellten. Im

\, u;>
¦• 0 i i das Obervers chernm

tmt wei
' « I ienstordnnng ganz s imein entscheidet«

itn (
.

: i der ti I en Angestellten einer Kasse

befaßt Mit den d •

'

hältnissen eines elnze'nea An-

jji r, kann lieh das Ol ersicheruns imt nur befassen.

\u es in i eemäO S 358 RVO. als Bc iwen

im angerufen wird. Im Gegensatz zu dieser i tzliche

I- .ng le.: aber dic bavcrUche Regierun« die Feststellung

• Recht iitnissc lea einzelnen Ai stc Iten in die Hände

Obervers t rsamts und unterstellt diese Maßnahmen

dem Veriahren nach fi 355 RVO. — In cm Verfahren steht

r dem einzefnen tugestc l i ein Bc verderecht nicht zu,

das Recht der Beschwerde liegt ausschließlich in den Händen

s K. forstai M i t dieser Anordnung hat

also dl e b ayerisch e R1g iernne die Kassen«

¦ u g este 111 ea ihres w i cb 11gste u iese ts I i c h

garantierten Rc, b :cs n I in 1 i C h d c S Be S C h W C r d e-

rechtes nach fi 358 RVO eraubt 0anz abgesehen

davon« daß diese Ma n t einen unerhörten Eingriff in das

Sc
'

igsrechl und d Vertra* • hc Kassen¬

vorstände darstellt« verc ibart sich der beschrittene Weg aucli

ir nichl mil dem ganzen lufbau des Qesel t .
Nehmen wir

an, ein tngestcl te I mit dem vom Oberversicherungsamt

h restellten Besoldnngsdienstalter nicht einverstanden, so _ier.;t

ein Streil aus dem Dienstverhältnis vor und der Angestellte Isi

nach fi 358 RVO, berechtigt das Versicherungsamt anzurufen.

Das V lernngsaml kann aber doch, unmÖg'ich über eine

Entsche g c ner ihr übergeordneten Stelle entscheiden. An¬

dererseits kann aber auch das Oberversicherungsarnt als Be¬

schwerdeinstanz nicht noch einmal über *eine eigene Entschei¬

dung urteilen, die es bereits als Aufsichtsbehörde nach ii 355

RVO. getroffen hat. So bat die baverische Regierung einen

Wirrwarr in die Rechtslage hineingetragen, der für die be¬

teiligten K:e:^j nachgerade unerträglich geworden ist

O^iaaso verhält es s.ch mit der Erbringung des Nachweises

der tachJÄcu Beiahig.iug. Für die Angestellten und Beamten

des staatlichen Arbeiterversichernngsdienstes besteht in Bayern

die Vorschrift daß die Aufrückung in die Besoldungsgruppe VI

und aufwärts abhängig ist von der erfolgreichen Ab'egung der

Prüfung iiir den mittleren Arbeiterversicherungsdienst Die

bayerische Regierang bat nun wiederholt anfireoHue1 dafl auch

bei den KassenangesteUten grundsätzlich die Erreichung der

Qruppe VI künftighin von der Ablegung dieser Prüfung abhängig

Sern soIL Die Vorstände der großen Kassen haben sich ge¬

weigert, diese Prüfung in die Dienstordnung zu übernehmen« weil

sch das nicht mil dem Wesen der Selbstverwaltung verträgt

denn weder der Kassenvorstand« noch de Angestellten haben

einen Einfluß anf das Prüfungsgeschäft die Abnahme der Prt-

lang liegt vielmehr in den Händen einer von der Regierung er-

nannten Komm« n. Welter hat aber das Sozialministerium

mil Verfügung vom 16. Mai 1922 auch de Entscheidung über

Antri auf PrÜfungsbefrei u gen in die Hände des Oberver¬

sicherungsamts gelegt und für besondere Fü'lc sich selbst das

Entscheidungsrecht vorbehalten. Das ist derselbe Eingriff in den

Vollzog der Die -inung. also m die Punktionen und Rechte

es Kassenvorstaades, wie er bei den Besoldnngsfragen vor¬

liegt Die Regelung des Nachweises der fachlichen Befähigung

ha: das (leset/ . ck ich in die Hände des Kassenvorstandes

geh tt« In der Bes . düng zu I 364 des Entwurfs der RVO.

wird dies ausdrücklich wie lo!gl bestätigt: -Ebenso wird es

in der Regel nach der Dienstordnung und an Hand ihrer Bc-

stimmungen dem pflichtmäßigen Ermessen des Vorstandes sowie

der Einigung unter K u Mitj t. (zu vergl. fi 356) über-

>>. welche Jerungcn ; a n oder im .l nderen

Pal t i e anzusti Ic i Personen h nsichtüch ihrer geschaff¬

en Pah ekeiten z\. genügen haben.*1 Nur fur die mit der

tnungsi hrung betrauten Angestellten sollte nach

dem Entwurf t« Verv tungsl lebest men können«

welche geschah! Befäl gung d Angestel'ten haben

i. Aber i I mm. wurde in der Kommis-

nsberatui ^ gesi t I« wie ein I merkte: .«Diese

der obersten Ver»; -

. k tc I z Fi

\
.

*

: Kasse za sei i t iränk

[ >ie Anordi hen I nz i t also v. e
-

hn Oesetz noch in sc
¦ '• i B •

an.\ ia sie geht

noch weit über die in en Ab! n des Entwurfs

hm I >;;e i ,
\ cn ist. daß au

sc : Landcsvc >ic amt, das nach § ID* RVO.

zur Eni lung /. \\% Ist dk \ iungen der Regierui

la z\ ci Entscheidungen vom 25. Juii 1921 und 30t Mai IS

nktonicrl hat. Es kann wohl mit Recht gesagt werden, d

Entsche lun en höherer Qoruchinstanzen noch nie so mangel¬

haft begründet worden sind. In beiden Entscheidungen anti

sucht das Landesversicherungsamt zunächst die Präge, ob das

sterium zum Erlasse der Anordnungen berechtigt i

1 Freue ist Dbcrfl :. weil Sic nicht bestritten ist. Selbst-

verständlich ist die Verw; nesbehör e berechtigt, an

die Oberversicherungsämter Anw cisungen ergehen zu lassen,

um eine gewisse Qleichmäßigkeit der Dienstordnungen in ih.*

Bezirke herbeizuführen. Darüber hinaus haben aber die Ober¬

versicherungsämter die Pflicht, als höhere Aufsichts- und Bc-

Schlußbebörden zu prüfen, ob dic Anweisungen auch rechtlic

haftbar sind Diese P cht hatte '•uch das Landes^ersicherungs«

amt. leider bat es aber die rechtliche Seite der Präge nicht

in dem Maße gewürdigt, wie man es von einer höheren Spruch¬

behörde erwarten kann. Bei der Entscheidung vom 25. lull

1921 handelt es sich um die Ueberleitung eines Geschäftsführers

einer Kasse in se ne anständige Besoldungsgruppe, also um rein

persönliche Verhältnisse eines einzelnen Angestellten. Trotz¬

dem führt das Landesversicherungsamt in den Entscheidungs¬

gründen aua, dafl es sieh nicht um die Neuanstellung Irgend¬

eines oder mehrerer Angestellten bandle« sondern nur um eine all¬

gemeine organisatorische Maßnahme. Dabei sei nach der Natur

der Sache die Präge der Ueberleitung ein sr> notwendiger Be¬

standteil der Neuordnung der Besoldung, dafl sie aus hier allein

maßgebenden beamtenpolitischen Erwägungen von dem allge¬

meinen Inhalt der Dienstordnung nicht getrennt werden kann.

Ks ist bezeichnend, daß das Landesversicherangsami sich auf

keine gesetzliche Bestimmung stützen kann, sondern beamten¬

politische Erwägungen ins Peld fuhren muB.

Auch für die Entscheidung über die Prüfungsfrage vom

30, Mai 1922 h ift sich das Landesversicherungsamt über den

Mangel an gesetzlichen Grundlagen mit diskutierenden Be¬

merkungen hinweg: »Wenn d.e Angestellten der Krankenkassen

der Angieichung ihrer Bezüge« ihrer sonstigen wichtigen Rechte

an jene de: vergleichsfähfcen Gruppen der Staatsbeamten teil¬

haftig wurden« SO ist es eine selbstverständliche Forderung, daß

sie, wie die Staatsbeamten, auch dic Voraussetzungen hierfür

zu erfüllen haben; es würde Jeder Gerechtigkeit widersprechen«

aus den Pestsetzungen über die staatlichen Beamtenverhältnisse

nur das den KassenangesteUten vorteilhafte (z. B. die Be¬

soldung*-« Versorgungsmaßstäbe« die Urlaubsbestimmungen) zu

übernehmen, dagegen die wen ger günstigen Bestimmungen, ins¬

besondere die Schwieriger zu erfüllenden Voraussetzungen z. B.

für die Vorrückung in die vergleichsfäbigen heberen Besoldungs¬

gruppen abzulehnen."

Demgegenüber sei festgestellt daß die Kai-seuangeste'iten,

die sich gegen die Prüfung iür den mittleren Arbeiterversiche¬

rungsdienst erklärt haben, d e AblegttOg einer Prüfung nicht

schlechthin verweigern« sondern sie leimen eine Prüfung ab. die

einseitig nach bureaukratischen Gesichtspunkten von Leuten ab¬

genommen wird, dic von der Kassenpraxis nicht die geringste

Ahnung haben. Es ist audi nicht richtig, wenn das LandeS-

versicherun? amt beh^untet d^H tfic KassenangesteUten in ihren

wichtigen Rechten den Staatsbeamten gleichgestellt sind, sie

besitzen nicht das Recht der Unwiderrnflicbkeit sind auf Kündi¬

gung angestellt und haben keinen Anspruch auf Wartegeld.

Leider sind die Entscheidungen des Landcsversichcrun'rsarms

endgültig und lassen sich daher nur auf dem Wege der Gesetz¬

gebung beseitigen Wir werden alle geSrtzMcbcn Mittel an¬

wenden, um zu verhüten, daß ia Bayern auch auf dem Gebiet

der Versicherungsgesetzgebung Reservatrechte Platz greifen.

Wir haben hier nur die rein rechtlichen Se ten der bayerischen

Regierungsmaßnahmen beleuchtet, aber auch in materieller Hin¬

sicht ergeben sich eine Re he von Beschwerden; es wird Ant-

gäbe unserer Gaufachgruppe se:n. sieh dieserbalb direkt mit der

Regierung auseinanderzusetzen.

Verwaltung.
Neue Gesetze. Die in Nr. !(> unserer Zeitschrift von Gustav

Hoch (Hanau) behandelten reuen Verordnungen über Woche

hilfe u n i W ochenfürsor g e vom 22. Sc p t e m b e t

1922 sind nunmehr im *Rc ;gesetzbtatt" Teil 1 Nr« 65 S. 752

veröffe itl cht

Im jle ch n Gesetzblatt ist auch die Verordnung übe

F: r li 5 h h n g der BT* z ü ge aus der Un f ai 1 f ü ir s or g

fur Ge fangt ne vom 22. tember 1922 zum Abdruck ge-

acht die eine Vbanderung des Gesetzes über die Erl tun*

r Bezüge ans der Unia je lür Getan s vom 22- Ji

1922 w jt vors • ht:

1. Im S 3 i\bs. 3 wird das Wort
..

durch d

Wort ..zw. Ih; iT e

2. Im 8 4 .1 wird das Wort wintern chthundc

durch d Wort Ndreit; Icrt1 ersetzt
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3. Im § 4 Abs. 2 und Abs. 3 wird das Wort „fünftauscndvier-

hUttdert*4 durch das Wort ..zchntauscndachthundcrf ersetzt.

S 2. De Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

la Kran. Die Vorschriften des 8 1 gelten für alle Unfälle, die

aich nach dem Inkrafttreten der Verordnung ereignen werden.

§ 3. Die Landesrecierangpa können die Ausführungsbehör¬

den ermächtigen« die Renten, welche ans Anlaß von Unfäücn

gewährt werden, die sich vor dem Inkrafttreten der Verordnung

ereignet haben, bis zu dem Höchstbetrag zu erhöhen« den der

Berechtigte erhalten konnte, wenn sich der Unfall nach dem

Inkrafttreten der Verordnung -ereignet hätte. Die Landesregie¬

rungen müssen dann auch Anordnung treffen über die Voraus¬

setzungen« i nter denen die Renten zu erhöhen sind, und über

das Verfahren,
Die folgende Verordnung über Versicherungs-

pflicht In der Krau k c n v c r sich e r u n g v 0 in

< L September 1922 Wird im ROBL 1 Nr. 64 S. 7.17 ver¬

öffentlicht:
$ 1. Im | 168 Abs. 1 Nr. 6 und Abs. 2. im § 577 Abs. 1 und

im B I0M RVO. in der Fassung des Gesetzes über Versicherungs¬
pflicht in der Krankenversicherung vom 9. Juni 1922 (RGBl. I

S. 4*>7) wird das Wort «£WCiundsicbzigtauSCndM dureli das Wort

f./\\ eihunde tund vier tausend" ersetzt.

$ 2. Wtr in der Zeit seit dem 7. lull 1^22 wegen Üebcr-

schreitens der Verdienstgreuze von 72000 Mk. aus seiner Kran«

kenkass« oder kaappschaftlichca Krankenkasse ausgeschieden
ist, kann bei dieser Kusse binnen zwei Monaten nach dem Inkraft¬

treten dieser Verordnung die Wiederaufnahme als Mitglied ge¬

mäß § 313 RVO. beantragen, sofern er beim Ausscheiden ZOT

Weiterversicheruug berechtig! war nnd nicht jetzt nach | i

\ ersieherungspflichtig Ist

Die Kasse kann des Berechtigten, wenn er sich zum Beitritt

meldet ärztlich untersuchen lassen. Eine Erkrankung« *ie beim

Wiedereintritt bereits besteht, begründet fur diese Krankheit

Femen Anspruch aur Kasseiileistung.
Wer einer Frsatzkasse angeheilt und auf Grand der Vor¬

schrift des $ 1 in einer knappschaftlichen Krankenkasse versiehe-
i ungspflichtig wird« weil sein regelmäßiger Jahresarbeitsver¬

dienst 72000 Mk. übersteigt kann von der Versicherungspflicht
hei der knappschaftlichen Krankenkasse beireit werden, wenn

er eS bei Ihr binnen zwei Monaten nach dem Inkrafttreten dieser

Verordnung beantragt. Dem Antrag muß stattgegeben werden,

wenn dic Mitgliedschaft bei der ErsatzkaSSC bereits länger
als Sechs Monate bestanden hat.

§ 2. Sind Personen« deren regelmäßiger Jakrcsarbcitsver-
dienst mehr als 72IHM) Mk.. aber nicht mehr als 204000 Mk.

beträgt, vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung trotz lieber-

sebreitens der fflr ihre Versicheruncspflicht maßgebenden Ver-

dienstgrenae von ihrer Kraukenkasse- oder kfiaposcbaftlicben
Krankenkasse weiter wie versicherungspflichtige Mitglieder be¬

handelt worden, so kann diese Mitgliedschaft nachträglich nicht

mehr angefochten werden. Dies gilt auch für solche Fälle, in

denen beim Inkrafttreten di^cr Verordnung ein Streitverfahren

schwebt.

$ 4. Für Mitglieder \^n Ersatzkassea« die wegen Ueber«

schrcitens der Verdienstgrenze von 72 ooo Mk. aus der Ver-

sichernngspfticht ausgeschieden sind, dir aber infolge dieser

Verordnung wieder unterstellt werden, bedarf es für das Ruhen

der Rechte und Pflichten bei ihrer Krankenkasse keines Antrags.

Voraussetzung ist, dafl diese Rechte und Pflichten bis zu Jenem
Ausscheiden bereits geruht haben, dal! det* Krankenkasse dieser

Umstand bei der Meldung mit| It wiid, und daß das Mitglied
oi der /w sebenzeit weder dic Krsatzkasse noch den \:<'-e tgeber

wechselt hat.

|S Die Frist zur Meldung dcrjenigci Bescha ..en. v cl

durch dio Vorschrift des § 1 der Versicberungspflicht neu unter-

stellt werden, wird bis zum Ablauf eines Monats nach dem

Inkrafttreten dieser Verordnung erstreck! soweit die Frist nie I

nach S .*U7 RVO. darüber hinausläuft. Die Meldung kann wirk¬

sam schon vor dem Inkraftti i dieser Veiordnu neschjelK
| (1. Die Verordnung tritt mit de:.. Tage det Vi kfu

(~2. Septem r) in Kran.

Zur Verteilung des gemäß aus Brai lw< i

nahmen zur Verfügung gestellten Betrages sind i Re i;

arbeitsminister b r Vorschril n und Vordrucke

rlassen« welche In der B e k a n t: t m a ^ Ii u ng _

r Durch«

ührang des i I l 8 Hr« 3 des ne et zcs i

<; anntwein ipo| vom 8. April 1922 •. N

S, 7.18) veröffentlicht sind.
Der Rc ichsa tl am 15. -

.

b e): a r; i l m a c h u d t b e t r ef I e nd Aufsicht bei I

lcbskranI w des R e i c h s c lass

(•«Jfcicl belt«sbiattM Nr. I" Sn 556), ach die h -

Reichsschatzmi I tn und seinen nachgeti i' len

:; den Betriebskrankenkassen des Reichs u

ne Aufsichts- und \ it mit W vc

i Oktober auf das Reichs ...

KU bezeichnenden Behörden übergeht. Die Bctricbskranken-
kassen des Reichs in Altona« Berlin« Hannover. Königsberg,
Piliau, Leipzig werden den dort befindlichen Versorgnngsämters
angegliedert Als Aufsichtsbehörden über die Be^riebskranken-
kassen des Reichs sind die den vorbezeichneten Versorgungs-
ämteru übergeordneten Hanptversorgungsämter bestimmt. Die

Ausübung der Rechte der obersten Verwaltungsbehörde hat sich
der Reichsarbeitsministcr selbst vorbehalten. Die den Versiche¬

rungsämtern Obliegendes Aufgaben, soweit sie nicht vom

Spruchaasschuß wahrzunehmen sind, sind mit einigen Ausnah¬
men den als Aufsichtsbehörden üt>er die Betiiebskrankenkassen
bestimmten llauptvcrsorgungsämtcrn Überwiesen.

Der Rat des Völkerbundes hat auf Grund des Artikels 312

Abs, 4 des Vertrages von Versailles am 17. Juli 1922 eine But-
Scheidung getroffen, dic in der B e k a u H t m a e h ung über

dic Re ge1a n g der sozial en v er 11ch er i ¦ gen
in den durch den Vertrag von V e ria i 11 es a n

P(»len unm111 e I b er übergegangenen e h c m all«

g e ¦ d e u tsehe n I i ebie te n« vom 25. August \922m Reicfcs-
geSeUblatl Teil II Nr. 23. zum Abdruck gebracht is|.

Der Preußische Landtag hat unter dem 7 September v>22

die Abänderung des Artikels 1 des $ 3 des Gesetzes über die

landwirtschaftliche U U f a 11 VO r S iCfaC 1 H H vom

23. Juli 1912 in folgendem Smne beschlossen:
1. Die Oc?!osscuschai.svcrsummh:j.'Hr besteht aus soviel Ver¬

treten: der Mitglieder, als die BcrufsgC lossenschutt Sektionen hat.

2. Die Vertreter werden von den Mitgliedern der Landwirt«
schaftskammer gewählt die fiir den Be/iik der Bcrttfsgenossen-
Schaft zuständig ist. Sind hiernach mehrere Landwirtschaft*-
kammern zuständig, so wählen die Mitglieder ieder Kammer
soviel Vertreter, als Sektionen auf den Bezirk der Landwirt«

schaftskammer entfallen, tür jeden Vertreter sind zwei Stell*

vertrete! zu wählen.

3. Wahlberechtigt und wählbar sind nur Mitglieder d<.r

Berufsgenossenschaft (8 *>u2 RVO.) Im übrigen Keiu«. für das

Waid:echt die Vorschriften der $$ 12. Fi. 14 Abs. 2 RVO. Ge¬
wählt wod nach Jen Grundsätzen der Verhältniswahl. Die W_u<-

zeit dauert 1 Jahre.

4. Die Satzung der Bcrafsccnossenschaft regelt das Wahl-

verfahren, ^ic muß die Zahl der Vertreter festsetzen und be¬

stimmen« daß die Vertreter entsprechend dem Stflrkevcrhäliuis

der Groß-! Mittel- und Kleinbetriebe in Landwirtschaft Forst¬

wirtschaft Weinbau oder Gärtnerei verteilt Werden.
5. Den Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsilzei

wählt die Oenossenschaftsvcraammiung aus ihrer Mute.

Der Reichsarbeitsministcr .hat unter dem 19. Septc 1922

(Ia fn)73) folgende Bekanntmachung erhusen:

»«Bestimmung einer Utsföhi nngsbehörde für Rcichsbclriebo
nach $ 892 der Reichsversieherungsordnung: Das Hauplvcrsor-
gnngsaml Berlin wird gemäß $ H92 der ReichsVersicherung*-
ordnnng mit Wirkung vom l. Oktober 1922 ala Ausführungs«
behörde in: die der Unfallversicherung unterliegenden Betriebe«
Bauarbeiten und Tätigkeiten« für die das Reieii Träger der Unfall*

Versicherung ist (§8 (»2 4, u27 der Reichsvcrsicherungsordnungh
bestimmt« Die Leistungen werden durch das Haaptversorguitgs*
amt Berlin festgestellt (I 1570 dei Reichsversieherungsordnung).

Die Bestimmung des Abs. l gilt nicht soweit andere VusiTil -

rungsbehörden zuständig m.u.

I He Reichsau sfflhi ungsbt hörde r*ir l Fniallversiclicrung iu

Berlin wird mit Ablauf des ••>•>. Sei ier \K*22 aafgelösl \u

ihre Stelle tritt das Hauptversorguugsaml Berlin, soweit dieses

als Ausfallrungsbehü de bestimmt tl

Verhandlungen mit dem Preußischen .Minister »nr Volks-

Wohlfahrt Hirtsicicr U am 24. Oktober 1922 vormittags
Matt. V ei anlass m sr hierzu \ iren eine Reihe on Differenzen«
die sich aus d<:r Nichtgcncl m .:unn von D stordn eaben«
Anwes d wa;..;? u. a. I \ tralvi Ier \uifestcllten

h i. : i
.

F>iv und Bol .

'

•

• Haupl , band

deutscher Ortskra n Ueschü. irei Lehmann, die

Landtagsahgeoi ten s^ i Buchwitz und ••

Zahl von \" lern und Kiigcstelll /ihi Kraul

isscti i - (i" litz, Köln umi n B zirk Hannover, KoIIcqo
enke verlangte c angs « mdsätzlichc Anerkennung der

F i\ :cn und lie loyale Ha ;r les \ufsi

RVl >. durch die Ob rsäni Der

sagte zit eine I ng zu sei I lall \ om 26 I

1922 nschten Sinne in 1 riehen

ii.

Vm Vhcnd d iel I :es v Bcspreciui

Kreise iortg t. Vom ZdA a I

Brenke ud B arati i Voi v sterium war noch

Mi
.

iairat von Geldern Da it!>cr, oh in

welcher Form Url; t i um I i 26 (:.

d, - : weiter rcrha in. Die \ hleppui ß

de; I: mig injr I > (M>erv< rsiclie-

rungsämter w om M zi Eine ReJic I \ -
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Gewerkschaftliches.
(jtwcrkschaü^beitrag und Arbeitseinkommen. Die Anse¬

ilten der .r habe-? sich von Jeher in der

Opfcrw it für ihi -ehalt r anderen A

gr s rupp
'

• ifen lassen. Fs ist n I

it übe n. dali die (iewerjpch
Kam iren I •

nn sie nicht i na
- tigt st. I

ihrer Bern • es Ja alle F !

r So; beru i ic ite

finan le Rücklage • chtungen i I na

> w psen eehl es aber a i ler Uewerk ir,

die für ihre Mitglieder dauernd schwere Kämpfe i ii! dea Unter¬

nehmern I ihn n muß.

I - d e A f rQ (

u haft ein starker Rucl I gev it. I ir verdanken

iie die i finaiiz ung ihrer 1 % nz: wenn

auch einilul in der R g aller mcben«

immei *

en Grui ige zu untergraben. Gerade

tl, st d s kuna um i Gewer laft iur jeden

te Gebot der Stunde.

l r Z< tri t der A i bat beispicls? eise

•

I :v. Ar. i and deutscher Ber. noss schatten

(
• i cink -

. über die Rei ung der An ungs- und

(je i Bern! ze no sse n scha f t sänge -

v teilte u Bbfl Wenn es auch nichl alle Wunsche

dei \ i erfüllt io bedeutet es doch die Beseitigung der

Willkür, mit et dic Vorstände und die Geschäftsführer der Be-

rufsgenos - aften bisher lk Bernfsverhältnisse ihrer Au¬

gen • ten rege len« Um die durch die Geldentwertang bedingte

! böhung lei 11 ter m n dauernd neue Kämnfc geführt

v. ien. 1 s 11 »es Beweises dafür«, dafi ohne die Gewerk¬

schaft : Zentral band der Angestellten« die Anstcllungs-

nnd Gehaltsbed i gen der Berufsgenossenschaftsangestellten
lehr u fil waren. 1 asere Gewerkschaft ld:\n aber diese

dauer i i Kämi nur führen« wenn sie von den Mitgliedern

ch eifrige Mitarbeit i id darch pünktliche und gewissenhafte

Abführung der Bi :• stutzt wird. Alles Jammern über

die Erhob
.

der Verbandsbeiträge nutzt nichts. Ber Zentral-

brerband der Angestellten wird selbstverständlich durch die

Oeldentwe ig genau so beemftult wie jedes c ne Ver«

bandsmitt I. Er i et ffir die Verl - tserung der Lebenshaltung

u ¦' M tglic ,
a ii in ih»em eigenen Interesse

/u lorgen fl Es v* rer Gewerkschaft Die Verbands-

beitrage sind kein i gs In gleichem AasmaBe gestiegen« wie

die <j ter. Zum Beweise d^üir führen wir nachstehend eine

Uebersicht an, '• et« in welchem Verhältnis zum Finkommen

die \ ! trag eines ledigen männlichen Bernfsgenossen-

•chafUani tc t. v DiensUabr der Gruppe 3 In Ortsklasse A

ges< et sind:
lettrSni GtluUtstStN

Monat ur.
' ahr Mlr

Index Aug. 1020 .,, lr,d. x Au?. 1920
mK'

gleich 160 gleich 100

AogtlSt 1920 . . «
12 100 1 325 100

Januar 1921 « , .
12 100 1456 110

Juli 1921 12 100 1705 129

Oktober 1921 ... 12 100 2387 180

lanuar 1922 . . «
18 ISO 3345 252

April 1922 ....
35 291 3749 283

Mai 1922 ....
35 291 4704 3.S.S

Juni 1922 ....
35 291 5652 426

Juli 1922 70 583 6 9.56 525

August 1922 ...
100 833 1039t 7X4

September 1922 . .
100 833 195» 1478

7a den Orundb I igen Kommt in verschiedenen Orts-

gruppen noch ein besonderer Zuschlag.

Diese Gegenüberstellung zeigt uns, daß der Gewerkschafts¬

beitrag swegs unerschwinglich« sondern dafi er im Gegen¬

teil wesentlich hinter der Steigerung des Einkommens zurück¬

geh ben isi NW i sn dieses Beispiel an« um dadurch die

Opfon gk< I u .
er Mitglieder zu stärken und ihnen aufs

i, dafi der Gewerkschaft itrag iur jeden ein¬

zelnen \ tc Geldanlage st« Ohne die Gewerk¬

schaften gibt es I ng des Einkommens« ohne sie

Verl
_ : der 1 shall

l Ine weitere Mitgliederzunähme hat unspr ZdA, aach Im

aweiten tl 1922 Ingestellten der Soz;

: ng zu verzeich 243 I neu Fe
. Da das Or-

ganisal «verhaltn s unter Berufs. cn im

9 all ein 8 I c t w<
. .

kai , so k e i wir

ie dafi ein sehr grol lerZ tä :hausUeber-

ftritti aus dem Bund deul r Kra samten und

-angestel \. and der': mteii und Am ten i

KV chsuni - (Verbaruv) rekrutiert, BesonJc in

letzte. Z« : ii J die Kol egeti aus diesen Verei oßer Ta

zu ui i i; mcn. ja sie iren R< lien immer mehr die 1

l s Bahn tß n u r der Z c u t ral v cr band d

Angestellten die einzige gewerkschaftliche Organisation

,
die d:c Interessen der Angestellten der Sozialversicherung

tritl IF zn Wirkung unserer Reichstarifgemein-

l aften und der rklichi i Krgä ,
die eine wesent-

Z der war: tftlicben Stellung der deutschen

Krankenkassen- und Bcrufsgenoj schaftsanj ten bedeuten«

.. auch d.- Verbaruv« und Bu smitglieder nicht ent-

i üeii. Sic erkennen immer mehr« daü e Interessen nur auf

- m unserem« ZdA. verfolgtcu W< ksara vertreten

i k innen«

Der Bund auf dem Rückzüge. Ber Bund deutscher Kranken-

kassenbeamten nnd Angestellten hatte bekanntlich in Nr. 12 sei-

i er ZeiUchrift behauptet unsere Nürnberger Kollegen hatten ent¬

gegen dem gewerkschaftlichen Prinzip ein halbes Jahr lang

Ueberstunden gemacht und hierbei Pro Person zirka 6OO0 Mk.

verdient: trotz dieser hohen Einnahmen hätten se. d. b. ie der

einzelne Angestellte, den streikenden Metallarbeitern nur f><) Mk.

H ei.ii 1 Pro/, als Unterstützung geopfert Unsere Nürnberger

Kollegen haben in Nr. 15 dieser Zeitschrift diesen Behauptungen

Renfiber festgestellt daii nur an insgesamt 74 Tagen Ueber»

stunden geleistet worden sind, daß hierbei nicht mehr als 1800

Mark Nettoverdienst erzielt wurde und daß in einzelnen Fällen

mehr als 10 Proz. dieser Summe den streikenden Metallarbeitern

geopfert wurde. Auf diese Feststellungen erwidert der Bund

In Nr. 17 seiner Zeitschrift mit einer lendenlahmen Erklärung.

Unsere Feststellungen hinsichtlich der Ueberstunden versucht er

abzutan mit der Bemerkung: «,\Vir wollen mit der ..Volkstüm¬

lichen" wegen einiger Ueberstunden mehr oder weniger die Zeit

nicht vergeuden." Bas heißt also aui gut Deutsch: der Bund

kann unsere Feststellungen nicht entkräften, er muß zugeben, daß

er wieder einmal geflunkert hat. Ja. ja Ihr Herren vom Bund,

Lfigeu haben kurze Beine, und: Wer einmal lugt, dem glaubt

man nicht Darum Ist es auch ganz zwecklos, wenn die Perren

sich von dem Verdacht reinzuwaschen versuchen, daß dic

Angebereien beim Dbcrversicberungsamt nicht aus ihren Reihen

stammen. Fest steht jedenfalls, daß der Bun I se ne Veröffent¬

lichung mit der ausgesprochenen Absicht gebracht hat, das OVA.

auf die angeblichen Mißstände bei der Ka^se aufmerksam zu

machen. Baß er damit den Kollegen mit erfolg in den Rücken

gefallen ist. haben wir ja nachgewiesen. Oder glaubt der Bund

vielleicht, daß sein Organ bei semer Bedeutungslosigkeit In

Bayern von den Versicherungsbehörden nicht gelesen wird. Da

irrt er aber gewaltig, die Behörden sind immer sehr gut in¬

formiert, besonders wenn es sich um Dinge handelt, die ihnen

in den Kram passen. Wenn jemand den Weg der öffentlichen

Angeberei benutzt, ist dem dann nicht zuzutrauen, daß er vorher

Schon den nichtöffentlichen Weg beschritten hat? Das braucht

man nicht an den Paaren herbeizuziehen oder vom Mond

abzulesen, wie der Artikelschreiber des Bundes meint, das hat

jeder anständige Mensch im Gefühl«

Tatsächlich merkt auch der Bund, daß er mit Seinen un¬

sachlichen Angriffen weit über das Ziel hinausgeschossen und

Sich dadurch die Verachtung aller rechtlich denken 'en Kollegen

zugezogen hat Fr tritt deshalb einen kläglichen Rückzug an,

indem er erklart: „Um nicht den Anschein zu erwecken, der

Kasse in dieser Sache hinderlich sein zu wollen, sei ausdrücklich

festgestellt daß die Erledigung der Arbeit selbstverständlich

vorgenommen werden mußte, daß aber bei der Erledigungsweise

vier Betriebsrat vielfach mitbestimmend war und andere Wege

noch gangbar gewesen wären/* Ben Sack schlägt man und den

Esel meint mau. Das ist die Moral mit doppeltem Boden, die

jedem eingeweihten pus der Bundesarbeit entgegentritt. Zur

Verantwortung gezogen« kneifen diese Herren ständig. Um die

Kassenverwaltung und den Kassenvorstand zu treffen« wird auf

dem Betriebsrat herumgeschlagen, obwohl die Herren genau

wis«sen« daß der Betriebsrat seinen ganzen Einfluß zur Ver¬

hütung der Ueberstunden geltend gemacht und dazu die vc

sten \
. chläge unterbreitet hat Wir schenken dem

Bund vollauf (Y i ¦•. e- * o^ l< r K_*sse nichl hinder-

: se n; die Arbeit mußte selbstversl lieh erledigt werden«

auf we Weise sagt er allerdings nicht, aber er greif: den

fetten Bissen wol auf. um den i entbehrlichen Stank zu

entfachen und zu beweisen, daß auch in Bayern Mißstände in

den K I n« die in dem in Vorbereitung I

findiiehen zweiten Möllerbuche vielleicht verwerte! werden

können.
Per Bund w i Ie besser tu;\ sich um seine eigenen Führer

zu bekümmern, als s h mit der Person unseres Bezirksleite !

bes Je verfügt dieser Kollege noch über

I KV samkeit und es besteht bem

ZdA. nicht dieser Führermangel wie beim Bui J, der xei mu

ist, kranke I ite aui die Berufskollegen Io zulassen. Darum

: chten w t nur empfch .
diesen Herrn flicht mit der A. -
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Wertung der noch vorhandenen guten Lagerbestande für die

Rückantwort zu betrauen. Wir haben bisher persönliche An¬

griffe vermieden« wenn aber der Bund diesen Weg verlassen

sollte, dann liegt auch für uns kein Orund zur Rickhaltung mehr

vor. Vorläufig ist der Bund wieder einmal der Lüge überführt

und zum Rückzug gezwungen worden. Das genügt hoffentlich

für du nächste Zeit.

tags hat der ZdA. nachstehendes
Schreiben

an
diesen

gerichtet:

..Der dem Reichstag vom Reichsaneitsministerium zuge-

Die rechtliche Stellung der Knappschaftsaneestelltcn Im

Rcichsknaonschaits^efctz. Aus Anlafi der Beratung des Reichs-

knappschaftsgesetzes im Sozialpolitischen Ausschuß des Reichs-

i Schreiben an
diesen

g

Reichsaroeitsministeriui
stellte Entwurf eines Reicluknaonsrhaftsgesetzes bestimmt im

| 133, daß die als Bureau-, Kanzlei- und Unterbeamte ange¬

stellten im Hauptamt beschäftigten Beamten des Reichsknapp-
schaftsvereins« der Bezirksknaposchaftsvereine und der be¬

sonderen Krankenkassen die Rechte und Pflichten der Reichs¬

beamten haben sol'en. W r Inben uns bereits am 9. Juni 1922

erlaubt, dem Deutschen Reichstag einen Antrag zugehen zu

lassen, mit dem wir fordern, daß die Knappschaftsangestellten
auf Privatdienstvertrag anzustellen sind. Nachstehend führen

wir noch einmal die Gründe an. die zwingend daiür sprechen,

die Knappschaitsangestellten durch das kommende Reichsknapp¬

schaftsgesetz nicht in das Staatsheamteaverhä.tnis zu über¬

führen, sondern ihnen dic Eigenschaft des freien Privataage-

stellten weiter zu belassen.
lÜlttf einer Tagung der Betriebsräte aller deutschen Knapp¬

schaftsvereine, die am 17. und 18. Juni 1921 in Ha'lc stattfand,

beschäftigte man sich ebenfalls mit der Frage der rechtlichen

Stellung der Knappschaftsangestellten und nahm hierzu folgende

Entschließung einstimmig an:

„Die am 17. und 18. Jaai 1921 in Halle a. d. S. aus allen

Tei'en des Reiches versammelten Betriebsräte der Knapp-

schaftsvereine und sonstigen knaopschaftlicbea Einrichtungen

sowie die Vertreter der drei Spitzenorganisationen (AfA, OdA.

und (ie'az.) fordern mit allem Nachdruck, daß die noch gegen¬

wartig bestehende unheilvolle Zersplitterung des Knappschafts-

wesens in beschleunigter Weise durch Schaffung eines Reichs¬

knappschaftsvereins beseitigt wird. Die Mitwirkung der ge¬

setzlichen Vertretung der Knappschaftsangestellten in den za

schaffenden Vertretungskörperschaften (Bezirks- und Reichs¬

knappschaftsvereine sowie Reichsknappschaftsrat) ist sicher¬

zustellen.

Dnreh das kommende Reichsknappschaftsgesetz ist zu be-

Stimmen. daß die Knappschaftsangestellten nach wie vor Privat¬

angestellte bie ben. Die von einem großen Teil der Knanp-

Schaftsangestellten bereits erworbenen Rechte (Unkündbarkeit

des Dienstverhältnisses, Ruhegehaltsbcrechtigung, Hinter-

bliebenenversorgung) müssen auf alle Knappschaftsangestellte

ausgedehnt und das gesamte Arbeitsverhältnis muß einheitlich

durch Reichstarifvertrag geregelt werden/*

Hieraus ist zu ersehen« daß die Knappschaftsangestellten
sämtlicher Richtungen sich vollkommen einig sind und sich aufs

schärfste gegen die Ueberführung in das StaatsbeamtenVerhältnis

wenden. Trotzdem hat das Re'rhsarheitsministerium In seinem

Entwurf die Ueberführung der Knappschaftsangestellten in das

Staatsbeamtenverhältnis aus dem Entwurf des Ausschusses zur

Ausarbeitung eines Reichsknappschaftsgesetz^ übernommen.

Das Reichsarbeitsministerium beruft Sich darauf, daß in dieser

Vierzehnerkommission sich die Mehrheit für die Ueberführung

der Knaopscbaftsangestellten in das Staatsbeamtenverhältnis aus¬

gesprochen iiätte. Wir möchten deshalb darauf hinweisen« daß

die Stimmenmehrheit in der Vierzehnerkommission nur zustande

gekommen ist, weil ein Teil nnter irrigen Voraussetzungen über

de Wünsche der Knappschaftsangestellten eine Entscheidung ge¬

troffen hat. Zum Beweise dafür führen wir folgende Tat¬

sachen an:

Die Generalversammlung des Allgemeinen Deutschen Knapp¬
schaftsverbandes vom 19. September 1921 in Freiburg beschloß

auf Antrag unseres Vertreters, daß diese Frage erneut in

Vierzehnerkommission beraten werden soll. Es wurde weiter

ein Antrag unseres Vertreters angenommen. daB za diesen !

ratungen ein Vertreter der Angestellten hinzu/ i hen is Dieser

Vertreter aller Ai lltenverbändc war auf ( r id einer vorauf¬

gegangenen Verständigung aller Kestc Itenrichtum unser

\ erstand tg i Schröder, das auch an Ta* z der

\ erzehnerkomtniss i vom 30. Oktober 1921 n S teil¬

genommen hat. Aaf dieser Tagung bat unser Herr Sc Ier

nach vorhe t nder Vere mg m.t de beick en

Spitzenorgai >nen der Angestellten (G ntve and Deut¬

scher Angestellte werkschaften und Qewerksch< I -und d-

Angestellten) f< kc len A stellt: Der § 138 erhü

Fassung:
..bc \ l Uten des R< sknappschaftsvereins und d

Bezirksknap ;c aftsvereine und der bes. en Krankenkass

werd< aui Privatd stvertrag angestellt- Sie haften fiir fr.

Geschäftsführung wie Vormünder ihren Mündeln. Zar Regelung

der gesamten Ai tsverhältnisse Sv dt d*: Reichsknapp-

schaftsvercin mit den drei Spitzenorganisationen einen Reichs¬
tarif' ertrag ab."

Wir stellen also fest, daß dieser Antrag im Namen der drei
Spitzenorganisationen der Angestellten gestellt worden ist. Hier¬
aus geht dic Tatsache hervor« dal sich sämtliche Angestellten-
Organisationen in dieser Frage einig sind und dafür eintreten,
dafi die Knai Hausangestellten auf Privatdienstverl ange-
l sllt werden sollen.

Bei der Abstimmung über diesen Antrag ergab lieh nun«
daß 5 Stimmen dafür und 9 Stimmen dagegen waren. Dieses
Stimmenverhältnis wurde nur möglich« weil die beiden Vertreter
der christlichen Gewerkschaften unter falschen Voraussetzungen
dazezen stimmten. Das Protokoll über die Tagung la Salzuflen

verzeichnet folgende Ausführungen der beiden in Erage kommen¬
den Herren:

„Arbeitersekretär Carius: Ich hatte bisher nicht die ge¬

nugende Fühlung mit den Angestelltenorganisatkmen« weil ich

zu den Sitzungen derselben nicht zugezogen war: nur weiß

ich, daß sie untereinander abweichender Meinung sind. Dio

heutige Vorlage ist weitergehend nnd für die Knappschafts¬
angestellten günstiger als ein Prtvatvertrag, und ich möchte

mich deshalb der Mehrheit anschließen.

Acltester Thcimert schließt sich den Ausführungen des

Herrn Carius and*

Aus den vorangegangenen Darlegungen ergibt sich also, da3
beide Herren sich unter falschen Voraussetzungen iür den vor¬

liegenden Vorschlag ausgesprochen haben. Nach erfolgter Auf¬

klärung durch die ihm nahestehenden Angestelltenorganisatkmen
hat Herr Carius bereits persönlich zugegeben, daß seine Stellung¬
nahme eine andere gewesen wäre, wenn er das vorher ge¬

wußt hätte.

Nachdem das Reichsarbcitsministerium in seinen amtlichen
Gesetzentwurf die Bestimmung der Vierzehnerkommission be¬

treffend die rechtliche Stellung der Knappschaftsangestellten
übernommen harte, hat in Bochum eine Protestkundgebung der

Knappschaftsangestellten des Ruhrgebietes stattgefunden, die hei

äußerst zahlreicher Beteiligung von Tausenden von Knapp¬
schaftsangestellten folgende Entschließung einstimmig annahm:

„Die am 15. Mai tagende Versammlung der KaappSCbaftS-
angestellten des Rabrvebietes legt schärfste Verwahrung da¬

gegen ein, daß das Reichsarbcitsministerium in dem dem

Reichsrat Reichswirtschaftsrat und Reichstag zugestellten
Gesetzentwurf über ein Reichsknappschaftsgesetz die Ueber¬

führung der Knappschaitsangestellten in das Staatsbeamten*
Verhältnis vorgesehen hat. Sie erinnert daran, daß die Betriebs¬

räte aller deutschen Knappschaftsvereine auf ihrer Tagung arn

17. und 18. Juni 1921 in Halle sich einmütig gegen diese Ab¬

sicht ausgesprochen haben und daß dieser vom Reiehsarbeits-

mittisterium übernommene Vorschlag der Arbeitgeber in der

Vierzelmerkommission zur Vorbereitung eines Reichsknapp¬
schaftsgesetzes nur dadurch eine kleine Mehrheit gefunden
hat. weil dic beiden Vertreter der christlichen Bergarbeiter
der irrtümlichen Auffassung waren, die Angestellten seien sich

In der Ablehnung dieses Vorschlages nicht einig.

Vor allen Dingen aber erhebt die Versammlung dagegen

den schärfsten Protest daß das Reichsarbeitsministerium den

Vertretern der Angestelltenorganisationen keine Gelegenheit
zu einer Aussprache vor Fertigstellung des amtlichen Gesetz¬

entwurfs gegeben hat; sie erbückt sowohl in diesem Verhalten
als auch Im Hinblick darauf, daß dem Reichsarbeitsministeiiuni
die einmütige Ablehnung der Knappschaftsangestellten bekannt

war, eine bewußte Bekämpfung der Forderungen der Knapp-
achaftsangesb Uten. Die Versammlung fordert vom Reichsrat
Reichswirtschaftsfat und Reichstag die Beseitigung der

SS 138ff. des Entwurfs zum Reichsknappschaftsgesetz und Er¬

setzung dieser Bestimmungen durch folgenden Vorschlag, der

namens ailer Knappschaitsangestellten bereits auf der Tagung
der Vierzebnerkommission in S zuflen gemach; wurde:

„Die Angestellten des R< chsknappschaftsvereins und der

Bezirksknappschaftsverei und der besonderen Kranken¬

kassen werden auf Privatdici stvertrag angestellt. Sie haften
für treue Geschäftsführung wie Vormunde? ihren Mündein.

Zur Regelung der gesamter Arbeitsverhältnisse schließt der

Reichsknappschaftsver sin mit den die, Spitzenon . tionen

einen Re - taeifvertrag ab."

I»: Festl dien an dem Vorscl ag der Reichsregieru

würde ernste Schäden herauf! hwören und schl i sogar

eine G< ung der Reichsknappschaftsversicherung bedeute

da Angc untei I neu Umständen gewillt sind, sich

g< te Vergewaltigung gefallen zu lassend4

Die auf der Taj -

i Verti I - der Reichstags¬

frakt tt« und Demok ten erkannten die>

berechne; .- Empörung der Knai - hafts n und ver¬

sprachen, sich I hre Wünsche <

A lern riu!.;,nten des 5 [ l Ans- ses des

Reichswi liaitsrates geht hervor, daß i er ebenfalls eme

Aenderu z de\ ä 138 in der . uns a tbten R tung

wüns
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\ i icbcn geht also hervor« daß sowohl die

Knappscl ten wie auch das Wir Parlament d^s

Deutschen Reiches hinter unser. I ordernngeu stellen. Wir

erlauben uns d alb in Uebereiastimmung mit den bei uns an-

gesch iSeneti Knapp aftsangestcllicu ende Fassung der

§§ 135 ns 143 zu beantragen:
I 13a

Die Ange« des Reichsknappscha
;

kiknapp$cbafts> ine und der besonderca Krankcnkasa

cinschtleBlich der k len Angestellten werden aui Privat-

dienstve ifl ich Maü, i cinci Dienstordnung angestellt.

I nicht <
• ' Reichstarifvertrs« die Ar-

tabedin t. Sie haften für .;. c Geschäftsführung

\ ormündc ¥ n.

| 139.

Die Die stellt der Rcichsknappschafü ein

ci M twtrkuns i letzlichcn Vertretnag der Angestellten

o ihr< gewerkschaftlichen (h g«%nisationea aar.

Wird e _
l. nigung über das Zustandekommen des Reichs¬

te fvertrages ui I Dienstordnung nicht erzielt so ist ein

eim Reichs..- teitsministci a badender Schlrcbtungsaussthufl

nzurufen. Die Bcis ier werden ia gleicher Za!?. von den

Streitpartcieu «stimmt, die sich auch über den Vorsitzenden

• .i gen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so bestimmt i:

der R te;.

| 140.

Die Angestellten des Reichsknappsch«iftsvereins, d^r Be-

rirksknappschaftsven ine und der besonderen Krankenkassen

haben Anspi uch aui Ruhcgeltalt und tfintc rbiiebeoenfflrsorge

iach den Vors Itcu für Reichsbeamte. Ausgenommen hler-

v (.u lind d e auf l sfrisi ec Kündigung« auf Probe, za voi übci -

gebender Dienstk rag« sui Vorbereitung oder um im Neben-

amt l". schaft n \; g< ite Iten.
Dk Dienstordnung bestimmt wieweit anf dk pensions¬

fähige Die cit die Zeil einet Beschäftigung anzurechnen ist

die ein Angcstc ler nach Vollendung des achtzehnten Lebens«

ihres vor d.r Anstellung iach £ 138 im Dienste des Reichs«

knappschafl w< s, eines l (ezirksknappschaftSi creins oder

e ne r andere * Stelle ibt hat

Dk Ruhegchü sowie die Pensionen füi lie Hintcrblie«

n . trägt d^r Reic s appschnftsverein.

| UI.

Dieser P s .¦'_ isl zu streiche .

| 142.

Die Bezüge * Diensten des Reichsknappschaftsvereins«
eines Bezirksknappschaftsvereins <*lcr euer besonderen Kran¬

kenkasse beschäftigten Arbeiter setzt der Reichsknappschafts-

areia nach den Ertlichen Verhältnissen der Bezlrksknapp«
icfcaftsvert U Mitwirkt der Betriebsvertretungen
emäO S 7*s Nr, 2 i i Betriebsrätegesetzes vom 4 Februar

1930 lest unbest r .m S 8 des Betriebsrätegesetzes dea

irtsekafi che \ m der Arbeitnebmei \ i behaltenen

R. chtc.
I 113.

De. in I 138 '- % v tt lv sonenkreis und die Arbeiter

n Diensten desRc c ikoappscbsritsvcreins, eines Bezirksknapp«
iftsvercins und der l>csondcren Krankenkassen unterliegen

ler Versicl nach diesem Gesetz.

Wir < a \k Reichstag« daB ei t Wünsche

ler deutschen Knappschaftsangestellten berücksichtigt und sich

Entscheidung ks t R ichswirtschaftsrates iu dies

Frage ai schlh Bt.44

Neue Vereinbarungen iür dic KBaposcbaHsangcstellten in

Bochum. Mit Gültigkeit in: den Monat Septeutbei 1922 wurde

r den bc im K 11 z c m einen Kna p p sc h a f tsvei eI n in

Bochum bescha i Angestellten bisher gewährte Teuc«
• ingszuschlag aui Gi .ehalt, Ortszuschlag nad Kindergeld lür
J.v Hge ani 763 Pi •/., für Verl stete aui 851 Proz, und d<

>pf* st lag ; Ri id Staatsbeamten von 550(1

"Iark auf 10000 Mark c . ht, \Kc I ige * 'im vom

I. Sep I92J ah monatl \ im ers > I i hrjähre 2800 Mk..

( 13)0 Mk. und im tten Lehrjahre 3800

Mark, Am 5. September 1922 tagte eine gemeinsame Sitzung
s Vi :< lelitci ai s l lern les Knappschaftsvorstandes
d dt 'i . : »Lr die vom ZdA. eingereichten

I'ordcrun« n
' - Regelung d^s Beförderungsdienstalt«

''' kuixr gepi Liften I i och \ u pi I .den man

I i - >ekrel cn« A tenlcn ui d Anu äi lern,

t
'

- (« ha l s, /. 8 einer Beschaffungsbeihilfe
u. a. zu verhau De; \

. > K »schaftsvi ins ent-
v lied v ie U .

I- De* Anl las B llt.istaltc lei Sek äre
I Sckrcta cn, die an Kur 1919 und 1920 tcilge«

haben« und der Sek lr< und S<_: Irinnen, die trotz

i \
..___,

damals zu diese * Kursen nicht zugelassen
J}° und« wird aal den Tag zurückdatiert an dem sie nach
Cc:* i;

^ Bestimi cen c;n J.di: lang 1*00 Ml ir-

h belogen haben oder bezogen haben worden, frühestens

iedoch auf der. 1. Mai I9I6M wird abgelehnt
2. \Kn Antrage: ..Zur Unterbringung derjenigen männlichen

und wc blichen Sek; e, Assistenten und Anwärter, die die

I Bfung bestanden haben oder noch bestehen werden, sind in

i Vt ings- und Spezialabteilungen neue Sie den {?.. 15«

dritte Sckretarstcllen) zu schaffen*4 soll entsprochen werden.

3. Auch dem dritten Antrage: »Diejenigen männlichen und

weiblichen Assistenten und Anwärter, die die Fachprüfung mit

dem Prädikat ««gut11 bestanden haben, sind demnächst zu einer

Sekretärprüfung zuzulassen44 wird Im Prinzip als berechtigt ent«

sproeben. Die Verwaltung will sich aber die Entscheidung anl

Grund vorzulegender Einzelantr«fge vorbehalten.

4. Der \ icrtc Antrag: „Assistenten und Assistentinnen der

Oruppe AI (Qruppe S der RBO.) werden nach zwei Jahren

räch der Beförderung in die (iruppc All (Gruppe 6 der RBO.)

überführt*4, wird abgelehnt.

5. Der fünfte Antrag: ..Ab i. Oktober 19.22 ist den Fest«

angestellten das Gehalt vierteljährlich und ab i. September 1922

den nicht Festangestellten das Gehalt monatlich im voraus an

zahlen* wird bezüglich ds.r Fes tan gestellten abge¬

lehnt; dagegen soll In der Folge am IS. eines iedeu Monats

den nicht Festangestellten 10 Dror. ihres Gehalts« abgerundet

auf volle 500 Mk. ausgezahlt werden.

6. Zum fl Antrag: „Sämtlichen Angestellten ist eine sofort

/ahlbare Wirtschaf.sbeihi.fc ZU gewähren, und /war a) den

Verheirateten 15000 Mk. und I0r jedes Kind 1000 Mk., \4 den

Unverheirateten 8000 Mk/% hat der Knappschaftsvorstand be¬

schlossen, den Verheiratet! n <mo Einkelterungsbcihilfe von

12000 Mk. und für jedes Kind 2000 Mk., den Ledigen von B000

Mark- (Verlobten« die sich im nächsten halben Jahre zu ver«

ehelichen gedenken von 12000 Mk.) zu gewähren. Diese Be¬

trage sollen aber zurückerstattet werden, und /war in sechs

gleichen Raten, von denen die erste am t November fällig ist«

Wegen der nicht bewilligten Forderungen wurde beschlossen.

unverzüglich die Entscheidung des Schlichtangsjuisscfaasses her¬

beizuführen.

Bezirkliche Vereinbarung tür Hannover. GcmäB Zilier 4 der

Tarifgemeinschaft ffir die Krankenkassenangestellten wurde am

20, September 1922 mit dem Verband der Ortskrankenk«%ssea im

Bezirk der Landcsversicherungsanstalt Hannover folgende be*

Zirkliebe Regelung vereinbart:

L Besoldung der plan«äSIgeU Kassen«

angestellten.

Der Besoldungsplan für die der Dienstordnung unterstehenden

Kaassesangestellteu ist unter vergleichsweiser Hinzuziehung der

Reichsbesoldungsordnung aufgestellt Demnach werden Anfangs«

und Höchstgrundgehälter, Ortszuschlage« Kinder« und Familien«

Zuschläge« Teuerungszulagen und Wirtschaftsbeibilfcn nach den

Bestimmungen der Reichsbesoldiiagsordniitig gewährt. Dio

Diensla.lcrs/uia^cn werden so bemessen, dali die Differenz

zwischen Anfangs- ur.d Höchstgehalt ia 12 gleichen Teilen

Jährlich gewährt nnd das Höchstgrnndgehalf danach mit Beginn

des \3. Dienstjahrcs erreicht wird. Eintretende Aenderungen der

Knkommenssätze der Reichsbesoldangsordnaag durch das Reich

treten für die Krankenkassenangestellten ia gleicher Weise bi

Kraft, füs werden folgende Gruppen de Bcsoldungsordnung:

vereinbai t:

Gruppe L a) GpKhäftsführers
b) Kassierer« Zahlstellenleiter, Leiter der Ab¬

teilung Krankenabie; tiguug, der Melde«

abteilung, der Recbnungsabteitung, der Ab-

teilung Krankeitaufsicht der statistischen

Abteilung und Apotheker.
Gruppe V'Ill der Reichsbesoldimgsordnniig«

Qrupp e II. a) Stellvertreter der Angestellten der t Iruppc U

b) Tageskassicrcr« Korrespon ten, selb«

ständige Rechner, selbständige Kranken¬

abie; tiger und andere selbstäi i Schalter«

bcamte,

Gruppe \'If der Reichsbt Ordnung«

Gruppe III. a) Beitrajffcinsetzer« Personalkartenbear«

heiter. FinarbcHcr der Meldungen in Hebe«

register« perfekte Stcnotyplstcn und son¬

stige BureauangcsteUtc« die nicht in

Gruppe l und 11 gehören.
!>) Krankenbesuchen Krhebcr und Ermittler.

Gruppe VI der Reichsbesoldungsordnung«
Gruppe VI Sonstige Angestellte,

Gruppe V der Reich! Ordnung.

2. Be soi d u n g der anf Privatdienstve r trag b e «

schäftigteu Hilfsarbeiter, A n s h i 1 f s k r ä f t c u n d

Jugendlichen.

Die Besoldung der anf Privatdicustvcrtrag beschaff

tigten Hilfsarbeiter« Aushilfskräfte mal Jugendlichen richtet sielt

ch den Sätzen de? Tarifvertrages vom 4. luni 1920 für die Ai ¦
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.eilten dts Reichs und der Ubider. Dic während der Ver- Die Hilfsarbeiter erhalten dementsprechend im Alter

tragsdauer snden Erhöhungen sind auch für die genannten von M Jahren 30 Proz., von 15 Jahren 40 Prot», von t6 Jahren

K. rend« <s» Prot, von 17 Jahren 60 V:oz.% von 18 Jahren 70 Proz., von

c Cingruppicr r Hilfskräfte usw, in den Teiltarifver« 19 Jahren RÜ Proz., von 20 Jalircn 90 Proz«, \on 2\ Jahren

ng erfolgt auf QruAd ihrer Tätigkeit in Anlehnung an die 100 Proz. des Anfangsgehalts aer Oruppe IV,

unter 1 aufgeführten Qruppen. Für die Hilfsarbeiter und Hufs- *%_ » _«. Al. , _>_. _• . f
,. .

,

Mto nach, vollendetem 23. Lebenslahre werden d.e Anfangs- ih^fffig^^
b. « der Angestelltengruppe die. nach ihrer ArtelMtetu HJg g«gun£«£eJ^^U^'^t^^r

''^ "' rtrif*emdl-

«nstftndig ist gc , irt Durch die dienstordnungsmaßige Anstel- Zu g ^ l)ic Teuerungszulagen gemäß ft 8 der bezirklichen

lunf dar! eine Kürzimg des bis dahin bezogenen Entgelts nicht i:rKänzaaJC vom 22. Januar 1922 betragen iür alle Ortsklassen

eintreten ab 1. September 1922:
f-ür d.e Jugendlichen wird folgendes vereinbart: Turtfgntpp^

17. Ubensjahr 70 Prot, der Bezüge der Qruppe V \ mmm 2<m) ooo Mk., steig, p. Dienstjähr um 5500Mt »266000 Mk.

if- £ ¦.«._.«. ..V I. ..167000
„ „ „ „ „4500 „

.

- 221000
„

20. •
85 „ „ „ „ „

V IV... 15» (XX) 42.50
,.
-*IS0»O

„

",,"
**

95
" " H

y
Za § 4, Die KinderzuflRrcn erhöhen sieh auf folgende Sätze:

"'

Die restsetsang Wr Oehalter "für Lehrlinge bleibt der ort- EH.£i2i5?r J£ *?_, 6, Ö5rS?JK€Ä Mk- Non 6 bls 14 Jahrc"

Heben Regelung zwischen Kasse und Organisation vorbehalten.
™öm MK" UKT w Janrc *-*' !#w ™K'

3. DienataafwandsentSChidigung und Konierenz der Krankei.__assenaneeste.lten für den Kreis Ulm.

Zfthlgelder
•A'm *'• September 1922 hielt .:er Krcs Ulm der im Zentraiverband

Im Außendienst vollbeschäftigte Angestellt« erhalten ein &iiSS85^r2!S IV^I l^ÄSS2eS!l_S5tt,ltw Wii?~
.hriiehes Aufwandsgeld, dessen Höhe d.e einzelnen Kassen tÄ?,^

lC c7L ?' rMk- '^tragen muß. zu D.cnsz* ecken m He-
K.indieiin, tk.r Vereinbar«.« beschäftigte la der Ausstäche

darfsfalle freie Benutzung der h-sen- bzw. Straßenbahn. Bei
^ ||d| aj!c Re(]ner d.l(..:) e|||. M d;C Vereinbarung an¬

te, weiser Beschäftigung im Aatendienst wird das Aufwands- bcJmi,t dorch eilil.n ireien Tarifvertrag zu ersetzen sei; aber

sM entsprechend gekürzt Pflr die Angestellten, de Gelder er- lnfo!w dcr schweren Zeiten mQßtc von einer Kündigung ab-

beben, einnehmen und ausseben, werden folgende Zfthlgelder «eschen werden. Kollege Burkharde Stattgart von der Qatt-
verembart:

... . . ,. , ,..
fachgrappealeituag gab in längeren Ausführungen die Meinung

Beitragserbeber erhalten bei einer glichen Einnahme der Qaufachgruppc bekannt, die sieh im allgemeinen mit den
bjs zu 250000 Mk. — 200 Mk. Ausführungen des Referenten deckte. Als (Kiste waren noch

„ 500000 .. .-.300
„ anwesend: der Vorsitzende und der OrtsaasscbuS desOrtskartells

„
750000

„
=400 „ Ulm-Nea-Uhm des Allgemeinen Deatscbea Qewerkschaftsbandes

über 750000 ., —600 ,. (ADQB.). Folgende Entschließung wurde einstimmig ange*

Das Zählgcld für den Kassierer ist besonders festzusetzen, nommea:

mindestens aber in der vorgenannten Höhe. „Die am 17. September 1(»22 in Ulm tagend« Bezirkskonferenz.

4. Das vorstehende Abkommen tritt mit dem 1. Januar 1923 der im ZdA. organiserten Krankenkassenangestellten hatte cin-

in Krait. gehend zu der im März d. J. abgeschlossenen und bis 31. Dc-

Die Kraakenkassenvorstinde haben die Verpflichtung, ge- sember 1922 geltendea Vereiabaraag m Verbindung mit der

meinsam mit der unterzeichneten Organisation das Abkommen Dienstordnung und dem Anhang der Besoldangsordnung Stellung

durchzuführen. genommen. Hie Konferenz erblickt in dieser Vereinbarung nicht

Klagbare Ansprüche von Angestellten oder Kassen auf eins Ideal der organisierten Kollegen, sie wünscht an deren

Durchführung oder wegen Verletzung der Tarifgemeinschaft Steile einen den Verhältnissen entsprechenden Tarifvertrag. In

gej.cn die vertragschließenden Verbände sind ausgeschlossen. Anbetracht der zurzeit ansicheren Verbl'misse und insbesondere

(jaufachgruppe Baden. Der Tarifai.ssehuß hat die Tcuc- ^er finanziellen Verhältnisse der Krankenkassen.beschließt die

rongszulagen ab I. September 1922 um rund 85 Proz. auf das
Konierenz einen Kampf aaaeinen Tarifvertrag ¦* *" Krankcn-

Qesamteinkommen (QrnndgehaH und Teaemngsznlage) vom
£?2 Ä^rCn m,,J ^ÄftSS ' aÄJ'^l^SS dah,er

Monat Auaust erhobt Die Erhfthun» l>eträvrf
von Cl!1cr Kündigung der Vereinbarung Abstand genommen wer-

om"1
'

Grippe , SnSu^uXSf^ Oruppe IV
d""- ^ Konteren/, bedauert aber auch, daß die Vereinbarung

Masse Mk. Mk. Mk. Mk. noch nicht von allen Kassen resoektiert und durchgeführt ward«

A l«t«S««is1441SQ wwohis 132750 "2 750 bis u<) 750 SSSSO bis M 2 SSO und erwartet, daß d!e restlose Durchführung in aller Bälde von

c
«S ¦ !2S SIS " IS2S SSS ¦ SHiÜS iUS ¦ ISSS dcin Kontraiienten der Vereinbarung von semen Mitgliedern ver-

C 99KO0
w 133450 90 0«.):. „

1220.>0 h2 Wk)
„

1090.^ 761Ö0 „
101 40O ,

'
. . <« c

. .

Du.E 939>')
„ 1322-) 89 150

„
1208O> H2 050

„ M7S00 75250 ..
11W15*.» MUlgt WITO. ^CilUeU^.

Die OesamttenerungSZBlagen betragen somit ab Eine Gaufachgruppenkonferenz der bayerischen Kranken-

1. September 1922: kassenangestellte.i fand in München statt. Vom Verbandsvor-

a 21205» cj-j271750 194400bis251-»so istssoMi2ss«so iwo.,0bis2i795 stand war Kollege Brenke anwesend Die Konferenz beschäftigte
B 201100

.,
2A2 750 182WO „ 242450 170250.. 2i«65o 157450 .. 20500 sicll mj.

•..,.
Vrt.St.,7i;che,i BetuciiiMen der

Obcrvcrsicherunes-

C 193200
.,

ZS4450 174 900
,.

234150 162400 .,
210350 149<*»0 _ 19670

ivlC'1 mu
u,\n V.J.

SelZlleneil DCIUK-llSSCIl ue. v;n^ r \
erMeiierun_.s

üu.E 192350
.,

253'oo 174 050
,

232^oo ioi55ij „ 2091M 148 750
„

19545-» :imtcr zur Beaufsichtigung der Kraimenkasscii und zur (jenehmi-

Die neuen Qesamtgehilter betragen: wag der Dienstordnung im Verhältnis zum Se'bstverwaltungs-

a 238650bis313750 217400bis288«so 201850b.s26ö650 1R7950bis244«so J<*cht der Krankenkassen. Ferner wurde die Prüfung nach dem

b 2:-»i^o
„

aoo2S0 204800
„

27.->4.v» is9 250
„

247150 174450
,.

230500 mittleren Arb.iterversicheruugsd enst, deren Anwendung aui die

n» r --

-S??S !SSS M S-S25 mlS n 52SJ JS52 - 5S25 Krankenkassenangestellten verlang! wird, einer eingehenden
Du.E 2IS3M .. 3877O0 94OS0 2629«o 177550 34(v., 1437» „ 217930

Kr;tik un(erZ)K:cn M_Mtl beriet die Konferenz über Mafinah-
Dazu kommen, wie seither, pro Jahr 2000 Mk. rrauenzulage. mvlL welche geeignet sind, geordnete Dienstverhältnisse in den

lür Mannheim wird in allen Oruppen 1000 Mk. mehr kreza:ilt. bayerischen Krankenkasse.*! herbeizuführen.
Die Kinderzulagen sind erhöht für Kinder im \lter bis zu ^

. .. .. _
...

.^
,.... . -_*.*....... Hö-_A„a, nrn

8 Jahren um 5400 Mk. om Jahr auf 11 400 Mk. über 8 Jahre um
>A

^"fachkon.erenz iur cen l »^^^^"^^„jm

«mn Mk nm lahr anf i«von Mir nm Km i
2A- September in Hannover. Kollege Brenke vom Verbands-

r» VO Mlc.
pro Jahr auf 13200 MK. pro Kind.

vorstand sprach über: „Die all;, tine Rechtslage der Kranken-

Qaafachgnipp« Hansestädte. Die tariflich festgesetzten k nangesteilten"; Kollege Kühne von der Qauleitung berich-

Einkommen iür den Monat September betiagen in (iruppc: tete über den endlich getätigten AbschluO vier bezirklichen Er-

IV in n i ganzungen. Hieran schloß sich eine sehr rege Aussprache. Dio

5™JS.;/ 230V: oo1,50u ÖSS 7':ö° 27To7o40500 3011'. ' *° bezirkHchen Ergänzungen wurden angenommen. Nach einen

:—; weiteren v'' vz des Kollegen Peters (Wilhelmsburg) Dl
fosarnrnrn J-ICOO« 4ü50ü 31 OeO-43500 33 00. - 16500 36000- 51 OüO \ ,',, -

~

.,™ . .
c ,.

.

.-. .. .„„_.,, .. .,,,,,;?.-,

letteTeuergs- »Ausbudungsfragen wurden noch geschaltucnc ^ .elegenneiten

Zulage .... 13500 13500 16000 16000 eried ...

beweglicher \
_

Te?erun__t-I Eine Gaufachkonferenz für Schlesien tagte am I. Oktober

Mo'prozaufS,39W0 '¦'^A> I4S80O—20S800 iss400-2 »17: In Bres tu. Kollege Brenke vom Verbandsvorstand sprach über:

Gnu, .u
„Kündigen wir die Tarifgemeinschaft?" Die Aussprache war

Ort tu*chi J v_;ir lebhaft. Das Ergebnis der weiteren Verhandlungen n

7e mei is»; 24»4< • 2658 0 :-j7 i •- .- 224! .ü dem Kassenunterverband wui s angenon i. Ebenso wurde

and eine Wirtschaftsbeihilfe nach der Beamti soldungsordnung. der mit d Kassi iterver I vereinbarten Prüfungso

Den \ eirateten werden hierzu eine Frauenzulagc und ng, ! e ^ er berichtete, «gestimmt Die

Kinderzulagen nach .. Sätzen der Bc js- Tag b. *.e sich weiter mit Usbildi K«n und

ordnung gezah es t! :heii Ai. *i.
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Gaufachkonicrenz der Krankenkasseaangesteilten des Gaues

Rheinland I am 18. September V)2i in Coblcnz. Kollege Break*

vom Hauptvorssand sprach Iber die Rechtslage der Angestellten

der £ .Versicherung und die Werbearbeit im allgemeinen«

l -ber ..Uc Werbearbeit inner den Angestellten der s >zial-

vers r im Oau Rheinland F richtete Kolleg

larchL l».c Konferetu nahm einen vb. V

Dienstiubilaum. \m 12. Oktober 1922 ng unser Ver*

bandskollege Emil Tollkühn sein 25jfihriges Dienst im bei

aer Großhandels- nnd üagereiberufsgenossensebaft. Es ist uns

i b Bedtrfais, ihm hierzu uns [richtigsten (j sehe

precbei. i I er einen i en 1 seiner Tfil it auch

in den Dienst des Verbandes gestellt bat und i m im Ver¬

bände der Burea sresteJ I im früheren Zentraleren als

\\ kr 5 na und ihr früherer Vorsitzender

fflr dic Inte .
Kollcgen«scbaft tätig wu-. Als eines noserer

Mitglieder, hal er aus ehrtiober Ueberaeagnag dem

Verbände in vorbfldli ber Weise, stets che Treue bewahrt Wir

I m fi ne eifrige Verbamlstätigkeit za Kam besonderem

Dank verpi tet nad K< tn der Hoffnung Ausdruck« daß er

I lange in seiner BernfsUithtkeil sowohl als auch ia

m Verbände wirken möge.

Aus Tarifrecht und -praxis.
Verbindlichkeit zentraler Tariiabkomtnen für die einzelnen

Kassen. Ca ist verschiedentlich vorgekommen, daß Vorstände

m Kassen, die aitsercm TarHkontrabeaten, dem Havptverbaad

ntseber Ortskrankei ks . angeboren« Schwierigkeiten wegen

oer Durchführung des abgeschlossenen Tarifvertrages gemacht

haben« Wir weisen daraal bin« dafl die Vorataode der m I uns

im rarifverhäitnis sie Kr; enkassen verpflichtet sind,

die Durchführung des la ifvertrages mit aüen ihnen zu Qebote

stehenden Mitteln su ermöglichen. Dabei scheidet die traue der

Wirksamkeit des £ 355 der RVO« nnd die pur ffir PreaBea noc

.IU überall in unserem Sinne geklärte Frage aus, ob die

srtt. arb« ech ichen Bestimmungen (Verordnung übe:

Tarifverträge usw. vom 23. Desember 1918) unter aüen Um-

stä en den Vorraag vor den einsch kendt Bestimmangen

<ler R i\ rsiebero »rdnung haben« 1 >ie KasMnvorstiode
: verpflichtet auf Orund des abgeschk isenen Tarifver-

tr. t seine Durchfij i ch gegenüber den Oberversiche-

mtern mit aller Eaerj ¦ zu betreiben und zu unterstaUea

Ins unlerc m i daher« « ilches aoeh i geschehen

Kassenvorstände durch eine Dteastordnimgsändcrang d.e

Bc cn des Tarifvcrl - auch in diese Dienstordnung

üfnehmen. Wenn von irgendeinem Obervers cberung«samt in

Verkennung der tatsäc n Rechtslage die Oenehmigaog zu

e ner s< en Dk i I • i versagt wird« .sind die Kassenvor¬

stande verpflichtet I «regen den Beschwerdeweg n«tch der

eichsvc siehei ko . g einzuschlagen. Ms darf nicht voa

seiten der I sn, wie solches geschehen \\ mit dem Hinweis

ai
•

i ne mögliche Nicht hmigang der Dicostordnan d ireh

dk Oben rstcherur ter von der Einreichung einer Dienet«

Ordnung Oberhaupt Ab »tand genommen werden« sondern die

Vertreter der Kassen sind verpflichtet« in schriftlicher und mftnd-

lieher Verl llung n Obervei lid
.

. Iur d;c An¬

erkennung der * eitsrechtüchen Bestimmungen ffir die Kassen«

gestellten« und dazu gehört d.e Are:. mg es Tarifrechts

ler Ang ten« cm r .
einzutreten. Di abgeschlossene

Tarifverträge auch von de;. Kassen* den und den ihnen äu¬

gt . enea l en unter i i lh en einzuhalten ur.d

durchzuführen sind, stc i Ber Zwe und entspricht r:\r dem

Si ine aller bisher nen \ »Praxis. ich d auf¬

sichtführenden b chen 1 Statuen sind d^r Auffassung; dafl

bgesch .
t. ?.

*¦

in den K;_ einznha d,

lere aus nachstehender Aaslassuag des Ministeriums

: i . Fürsorge ia München zu t nmen ist:

i
M •

z... _c. M 11 "..il 1922.

I bai de, l B. dem I es«

vc her f> ian Dritte B. einer Zal -

Sxtte\cn - \ -träge die di< m Kassen

I ¦

k ¦...?. ^ar verpflichtet!, lue

: Die Frage bei i Are »-

hdtei es privaten Vertri . ihre Cut ch B Ictxl

Sei * i 1 h:cn
'

diese 1 lang

*ird ro« I ' i' Itit

i
¦

'

r.
•

-

-

. | et .
; .: | rase,

?b dem \ - ck die £ . : Be-

I - l I l a?es rde. v .:. I

* : I stc \t .ht K
¦

-

'

Verl I . . ihrem 2 : «. irkt I t« d«%S

¦fie i auf de '. einen Zwang zi

f "T:r . »cn I - hrer Eigenschaft als e erste

? rwaltu v
..

• Belange der So; crvkh tuag

¥< kten. awisichl . i . R t h

(- ¦ L ii.*; i . .v^c. Ucil ..! i I len:

*l
-Mantvfonliclitr Schi I nUr; JoaeX «4ia«\tt.^ Verlas: «li.iAUaAvecb«iad4ai A

V c r t r a g ! i c h e Vereinbarungen w i r \ « c li a t t i i c h c r

Natur er^ngen sich — md zuar nicM nur auf dem Oe-

i ite der Soziat Versicherung —

u:. ter de in Drucke des

Orjranjnni.onsgedankcns immer rieiir za zentralen

rcinbjmrKCn einiger weniger Spitzen verbinde

llttnmil. El mag in Btnsell2'!en U ¦ t c r g l i c d e r n

d 11S # I Spitze rv erbände gelingen, sich einmal außer«

h ft Ih ecr zentralen Rsstlnng zu steiler.. 11 der Regel

l i rü aber die stärkere Organisation der Gegenseite

¦ solches ,.A b s c i t c stehe:: nn ff zf:m Schaden des

A u C c n * e i | e r * ulhst ausnutzen. Vo ff a 1 1 c r.i aber wirken

ich I o I c h I EigenttSehtifktlttl nur zum Schaden der

e i g S n C S Organisation aus: sie sin d geeignet, deren

\ ertrag treue und Yertragsuuraigkeit ir. Z W t i I • I z»

ziehen. (ir^ar»isationcn, die Keine Sicherheit zo

biete« scheinen, daß 4te i!«re Glieder an die getrof¬

fenen Wrclnba'ungcn fesseln Können, werden bet

Vertrags Verhandlungen keine starke Stellung haben.

Auch die (ranken kasaen sollten daher m. E. in ihrein

In Interesse der andere«

ihrer Organisationen, der.

anerkenne!, durch eine Ver-»

un d Glauben. Aber auch die

in ihrem Interesse ft 11 e a ver¬

de e n c n Interesse wie

Kassen die Handlungen

Kasse nv erbände für sich

traizsführut. g nach Treu

Kassen ver b 5 '. Je müssen

suchen, | ¦ widerstrebende Glieder zur Durchführung

bestehender Vereinbarungen anzuhalten, sie durfea

in. II. unter umständen auch vor der Anwendung der

letzten satzungsgemäßen Mittel nicht zurück«*

schrecksu. gez.: Oswnl d.t#

Ks ist zwar hier nicht aasdrftcklicb von dem Ver trage mit

den KassenangesteUten die Re-ie, grundsätzlich triit jedoch iür

unsere Tanrgerncinschait das hier Ausgeführte cbenialls zu. Ks

kann nur nochmals darauf hingewiesen werden, daü die angeb¬

lich das Vertr«tgsrechl einengenden Bestimmungen des fi 355 der

Reichsversicherangsordnaag durch die neaen arl>eitsrec!itl:chen

Bestimmungen überholt sind. Ca kann auch den Kr^t^kenkassen-

angestellten unter keinen Umst«%iiden das allen übrigen An-*

eeatelltea zugestandene Recht aui Vereinbarung von Tarifver¬

trägen Iber die QesUltung itirer üehalts- und Benrfsverb«&ltnisse

vorenthalten werden. Insbesondere kann 4ür sie der I 165 der

deutschen Reichsvcriussur.g vom IL August 1919, der lautet:

. Die Arbeiter u.vJ AnicestcÜtc;. sir:J daz:; l<er;:fcn, gleichberechtigt

In Gernein schalt mit den Unternehmern au dtr Regelung der Lohn- und Arbeit l -

bidinnnca iewta an der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung Itf pr«-

daktirea Krifte n ken. Die beiderseittgen Organisationen und ihre Vor-'

u..b:_r»!ngtT. Wtti I MI t."

n ich t aul'er Wirtnainkeit gesetzt werden!
-

i
_

-i _
_

_ _

_, i, | -, | _ —, m.
¦

i i ,
- — .

—

. , _

. _
. _

_ _ .—-.

Offene Stellen.

Geschäftsführer ffir Kasse mit 1.900 Mitgliederil, Ciazngstelle
der Invalidenversicherung gesucht. Allgemeine Ortskranken¬

kasse [-»obensteia in Thüringen«

Gcschäitsiührer mit Erfindlichen Kenntnissen der Sozialver«

Sicherung cur selbständigen Krle^iiguns der lautenden Geschäfte.

tJeaoche mit Lebenslauf und Zeugnisabscbhtten erbeten an den

Vorsitac len der AOKK. Hui Brambach nnd Umgegend (Vogt«
lud).

2 Kassengehilien mit mehrjähriger Kasseotätigkett per ball

gesucht Allgemeine Ortskrankenkasse Duisburg Ii, Duisburg-

Meiderich.

Kassengehiife, mit Säl tn Arbeiten einer Ortskranken-

itt vt . tut, flotter und sicherer Reebner nad gute Handschrift

Hauptbediagung. Allgemeine Oitaknmkenka^^e Rüdesheia a. Rh-

Kassencehillc mit guter fachlicher Vorbildimg. AOKK. Ve -

er! (RbldJ.
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Literatur.

J.Gemierich: „GroC-Hambnrg. wie es lebt und leidet40« Ver-

ig voi Witbelm VoO, Hamburg 4. Preis 30 Mk« — Die Ver¬

la ist Kraakenbesucberin bei der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse Hamburg und als solche ia der Krankenkon c tätig.

ihre Vufzeic ngea lassen ein lein empfundenes« I I tea

Verständnis Iur die soziale Lage ihrer M lenschen erkennen.

>ie will ..bewußter helfender Mensch v Die Sprache des

Büchleins ist einfach und schlicht, wie es audi mit begeisternder
innerer Wärme geschrieben ist. Pas kommt auch in den ein¬

leitenden Worten des stellvertretenden Direktors dieser Kassa

H. StrQbig zum Ausdruck, der dieser Schrift die weiteste Ver-

. gitung innerhalb der in der sozialen Fürsorge Tät.^c:; v. i nsettt.

Auch wir haben den dr_r.ge: Wunsch« daü jeder in d

srsicherung und Sozialfürsorge Tätige dieses Schriftchen

lesen möchte, d ! Iten nicht v^r. sondern vor allem

auch die Vorstands« und Ausschußmitglieder der Kranke ;assea

und auch die I.e.ter und veramv ertlichen Beamten der Ver¬

sicherungs! eh len« ^^ alle wer dünn vielleicht di: soviel

terschätzte Tätigkeit des ««I eurs41 mit andere«

ten anschauen als v« ier.

L^CiUuieu.e. Uj ^xj.,.
— LJ.-^k.'. Vorwärts Uuciidruckerei. — clruUicUia borliu.


